	Politik

Ein verpflichtendes Dienstjahr?
Die CDU denkt darüber nach, ein verpflichtendes Dienstjahr einzuführen. Demnach dienen junge Menschen dem Gemeinwohl, wenn sie beispielsweise in einem integrativen Kinderhort mithelfen, einem Förster zur Hand gehen oder sich ein Jahr lang beim Zivilschutz engagieren. Aber sollte der Staat auf diese Weise in die Lebensführung der Bürger eingreifen? RHEINPFALZ-Redakteure sind geteilter Meinung. 

Von Ilja Tüchter                                                                           PRO
 
Wer mit jungen Leuten über ihre Zukunft spricht, stellt fest, dass die meisten nicht wissen, was sie werden wollen. Das gilt besonders für die Gruppe, die Abitur macht. Und so macht jeder das, worauf er Lust hat und wofür das Geld (in der Regel das der Eltern) reicht. Nicht selten wird monatelang in ferne Länder gereist, was ja durchaus bilden kann. Nicht wenige immerhin verstehen, dass es ihnen gut täte, aus ihrem bisherigen Umfeld herauszukommen, und sie machen ein freiwilliges soziales Jahr. Das ist wunderbar, denn sie lernen, wie privilegiert sie sind und dass sie als helfende Hand im Leben anderer Menschen einen ganz greifbaren Unterschied machen können.

Die meisten, die es können, werden sich darum drücken. Das ist menschlich, aber es ist schlecht für unsere Gesellschaft. Man kann sagen, was man will, über die alte Wehrpflicht und den alten Zivildienst – sie haben aus Deutschland ein besseres Land gemacht. Ihre Abschaffung war ein Fehler in vielerlei Hinsicht. Der Zivildienst half, den eklatanten Kräftemangel in Krankenhäusern und Pflegeheimen zu lindern. Und ja, der Wehrdienst entlastete auch die öffentliche Hand, denn eine Bürgerarmee ist günstiger als Berufsmilitär. 

Aber die finanziellen Fragen waren und sind nachrangig. Es geht hier um Werte wie Zusammenhalt und Verantwortungsbewusstsein.

Zu Recht beklagen wir die Vereinzelung der Gesellschaft. Wir sehen zu, wie junge Männer mit Spielkonsolen ihre Zeit verplempern und im schlimmsten Fall zu Gewalttätern werden. Zu Recht beklagen wir die Parallelwelten, in denen Arm und Reich, Land und Stadt, Menschen mit und ohne Migrationshintergrund leben. Aber was tun wir dagegen? Wir zahlen Steuern, die dann umverteilt werden, um Symptome der Probleme zu behandeln, statt sie zu kurieren.

Ein verpflichtendes Dienstjahr, in dem junge Menschen in Welten kommen, die sie diese Grenzen überwinden lassen, ist nicht nur eine gute Idee. Es ist dringend geboten.

Deutschland braucht mehr Wir, weniger Ich. Deutschland wird ein stärkeres Land, wenn mehr Menschen das Gefühl haben, dass die Mitbürgerinnen und Mitbürger bereit sind, für einander einzustehen. Wer ins Feld führt, es sei Freiheitsberaubung, wenn jungen Menschen ein Dienstjahr abverlangt wird, dem sei die Gegenfrage gestellt: Wo bleibt die Freiheit der Steuerzahler, wenn ihr Geld für alles mögliche ausgegeben wird, das sie in Freiheit lieber anders verwenden würden? Wer eine kostenlose Ausbildung vom Staat bekommt, dem ist auch zuzumuten, dass er etwas zurückgibt. Welche Form von Dienst er oder sie tut, ob an der Waffe, ob im Altenheim oder sonst wo, darüber lässt sich ja frei reden und entscheiden.


Von Hartmut Rodenwoldt                                                        CONTRA     
 
Es klingt fast romantisch, auf jeden Fall edel und gut: Junge Menschen zählen auf der Düneninsel Scharhörn vor Cuxhaven die Nilgänse. Andere lesen im Seniorenheim vor. Das hält die Gesellschaft zusammen, das stärkt die Bindung an das Gemeinwesen – und dann wird alles besser. So stellen sich das einige in der CDU vor.Alles wird besser? Das ist eine Behauptung ohne empirische Basis. Dass die CDU konservativ blinken will, ist angesichts ihres beklagenswerten Zustandes nachvollziehbar. Aber Deutschland ist nicht die Spielwiese für die Profilierungsversuche der angeschlagenen Vorsitzenden. Ein Dienstjahr anzuordnen, ist falsch.

Erstens: Es gibt gute Gründe anzunehmen, dass ein solches Dienst- oder „Deutschlandjahr“, wie es der CDU-Bezirksverband Rheinhessen-Pfalz nennt, verfassungswidrig ist. Das Grundgesetz kann geändert werden. Aber warum sollte der Gesetzgeber das tun? Das Dienstjahr wäre immer ein unverhältnismäßiger Eingriff in die Freiheit und das Selbstbestimmungsrecht junger Menschen.

Zweitens: Wer junge Menschen so verpflichtet, offenbart ein seltsames Staatsverständnis. Denn in einer freiheitlichen Gesellschaft hat nicht der Bürger dem Staat, sondern der Staat dem Bürger zu dienen.

Drittens: Es ist merkwürdig. Dieselbe CDU, die für das Dienstjahr plädiert, hat einst das Abitur nach der zwölften Jahrgangsstufe eingeführt. Unter anderem mit der Begründung, durch die kürzere Schulzeit würden die heranwachsenden Steuerbürger schneller in den Beruf eintreten und folglich länger beim Fiskus einzahlen. Wenn dieses Argument damals stichhaltig war, gilt es auch für das Deutschlandjahr. Auch aufgrund des demografischen Wandels und des Fachkräftemangels ist das Dienstjahr volkswirtschaftlich falsch.

Viertens: Schon vergessen? Weil sie den „Veggie Day“ einführen wollten, sind die Grünen im Wahlkampf 2013 von der CDU verbal verdroschen worden. Der fleischlose Tag in öffentlichen Kantinen ist als Bevormundung gegeißelt worden. Und nun will sich dieselbe CDU ins Leben junger Menschen auf noch gravierendere Weise einmischen? Eine Anmaßung. Parteien sind nicht die Erziehungsanstalten der Nation.

Fünftens: Muss der Bürger der Gesellschaft denn gar nichts zurückgeben? Sorgt der Staat nicht für Bildung oder Sicherheit? Tut er. Aber der Bürger gibt zurück: Er zahlt Einkommens-, Energie-, Lohn-, Abgeltungs-, Umsatz-, Versicherungs-, Gewerbe-, Erbschafts-, Schenkungs-, Grunderwerbs-, Kfz-, Hunde- und Vergnügungssteuer. Das reicht nicht? Bitte schön: Solidaritätszuschlag, Bier-, Branntwein-, Feuerschutz-, Kaffee-, Tabak-, Schankerlaubnis-, Jagd-, Fischerei-, Zweitwohnungs-, Rennwettsteuer und so weiter und so fort.
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